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der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Zusammensetzung 
von Benzin — Probleme über den Bleigehalt von Benzin — 

— Drucksache 7/1520 — 


A, Problem 

Die insbesondere in Verkehrsballungsgebieten fortschreitende 
Dichte des Kraftfahrzeugverkehrs führt zu einer zunehmenden 
Bleibelastung der Atmosphäre und damit zu einer Gefahr für 
die Umwelt. Eine Beschränkung des Bleigehalts des Benzins ist 
deshalb erforderlich. Da in einzelnen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften unterschiedliche Rechtsvorschriften 
über die Zusammensetzung von Benzin, insbesondere über die 
Begrenzung des Bleigehalts von Benzin für Fahrzeugmotore 
bestehen, ist eine einheitliche Regelung notwendig. 


B. Lösung 

Die Richtlinie gibt den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, ihre 
Rechtsvorschriften anzugleichen. Hierbei wird die erste Ver- 
minderungsstufe des deutschen Benzinbleigesetzes (Herabset- 
zung des Bleigehalts pro Liter Benzin ab 1. Januar 1972 auf 
0,40 g) ab 1. Januar 1976 in vollem Umfang, dessen zweite Stufe 
(Herabsetzung des Bleigehalts pro Liter Benzin ab 1. Januar 
1976 auf 0,15 g) jedoch ab 1. Januar 1978 und dann auch nur für 
Normal-, nicht für Superbenzin übernommen. 
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C. Alternative 

1. Aufnahme der im deutschen Benzinbleigesetz enthaltenen 
Begrenzungen des Bleigehalts in die Richtlinie. 

2. Falls die erste Alternative nicht erreichbar sein sollte, Auf- 
nahme einer Klausel in die Richtlinie, die es der Bundes- 
republik Deutschland gestattet, die im Benzinbleigesetz vor- 
gesehenen Maßnahmen im vollen Umfang durchzuführen. 


D. Kosten 

öffentliche Haushalte werden durch die Richtlinie nicht belastet. 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Gruhl 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurde mit Datum vom 14. Januar 
1974 beim Deutschen Bundestag eingebracht und 
von diesem in der 75. Sitzung am 23. Januar 1974 
ohne Aussprache an den Innenausschuß federfüh- 
rend, dem Ausschuß für Verkehr und dem Ausschuß 
für Wirtschaft mitberatend überwiesen. 

Der Innenausschuß hat seine Beratungen in der 
Sitzung am 24. April 1974 abgeschlossen und dabei 
auch die Stellungnahme des Ausschusses für Ver- 
kehr vom 20. März 1974 in seine Überlegungen ein- 
bezogen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat am 6. Juni 1974 
den Beschlüssen des Innenausschusses zu dem Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften zugestimmt. Die Minderheit des Wirt- 
schaftsausschusses sah sich jedoch außerstande, zu 
der Vorlage Stellung zu nehmen, ehe nicht eindeutig 
geprüft ist, inwieweit sich aus der vorgesehenen 
Regelung Importbeschränkungen für Superbenzin 
ergeben könnten. Parlamentarischer Staatssekretär 
Grüner hat bei den Beratungen im Ausschuß zuge- 
sagt, daß die Bundesregierung die Frage einer mög- 
lichen Importbeschränkung für den Markt für Super- 
benzin prüfen werde. 

Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften hat im wesentlichen folgenden In- 
halt: 

1. Begrenzung des Bleigehalts auf 0,40 g/1 ab 
1. Januar 1976. 

2. Begrenzung des Bleigehalts auf 0,15 g/1 ab 
1. Januar 1978 für Normalbenzin, mit der Maß- 
gabe, daß es für Superbenzin bei der Begren- 
zung auf 0,40 g/1 bleibt. 

3. Den Mitgliedstaaten bleibt es unbenommen, die 
Grenzwerte unter Nummern 1 und 2 zu früheren 
Terminen einzuführen. 

4. Den Mitgliedstaaten wird auferlegt, daß Inver- 
kehrbringen und die Verwendung von Benzin, 


Bonn, den 25. September 1974 


und Konrad 


das den Anforderungen der Richtlinie entspricht, 
nicht aus Gründen seines Bleigehaltes zu unter- 
sagen, einzuschränken oder zu behindern. 

Der Vorschlag der Kommission übernimmt damit 
die erste Verminderungsstufe des deutschen Benzin- 
bleigesetzes in vollem Umfang, dessen zweite Stufe 
jedoch nur für Normalbenzin. Nach § 2 Abs. 1 des 
Benzinbleigesetzes ist der Bleigehalt auch von 
Superbenzin ab 1. Januar 1976 auf 0,15 g/1 zu be- 
grenzen. 

Der Innenausschuß ist der Auffassung, daß die von 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vorgeschlagenen Maßnahmen, deren Einführung in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten eine Abschwächung des deutschen Benzinblei- 
gesetzes für Superbenzin erforderlich machen würde, 
nicht hinreichen, um den mit den Bleiemissionen aus 
Kraftfahrzeugen verbundenen Gesundheitsgefahren 
ausreichend zu begegnen. Zudem ist es aus wirt- 
schafts- und rechtspolitischen Gründen kaum mög- 
lich, die vor fast drei Jahren beschlossenen und zum 
großen Teil durchgeführten Umweltschutzmaßnah- 
men auszusetzen oder zu verzögern, da die Investi- 
tionen zur Erfüllung der Gesetzesanforderungen be- 
reits zum großen Teil vorgenommen sind. 

Der Innenausschuß geht daher von der Erwar- 
tung aus, daß auch in Zukunft an den Terminen 
des Benzinbleigesetzes und an den darin enthaltenen 
Begrenzungen des Bleigehalts festgehalten wird und 
dem Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften gegebenenfalls nur bei Aufnahme 
der im Antrag des Ausschusses vorgeschlagenen 
Änderungen zugestimmt wird. 

Kostenmäßig werden die öffentlichen Haushalte 
nicht belastet. 

Zu den einzelnen Vorschriften wird auf die Be- 
gründung des Vorschlags der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften — Drucksache 7/1520 — 
verwiesen. 


Dr. Gruhl Konrad 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften — Druck- 
sache 7/1520 — wird zur Kenntnis genommen. 

2. Der Bundestag geht von der Erwartung aus, daß auch in Zukunft ohne Ein- 
schränkungen an den Terminen des Benzinbleigesetzes und an den darin ent- 
haltenen Begrenzungen des Bleigehalts im Benzin festgehalten wird. Die Bun- 
desregierung wird demgemäß ersucht, dem abweichenden Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften nur zuzustimmen, wenn fol- 
gende Änderungen vorgenommen werden: 

a) Artikel 2 letzter Absatz wird wie folgt gefaßt: 

„Spätestens bis zum 1. Januar 1980 wird die Kommission Vorschläge für 
das Problem des Bleigehalts von Benzin vorlegen." 

Der Bundestag geht davon aus, daß dieser Schritt etwa zu diesem Zeitpunkt 
auch verwirklicht werden wird. 

b) Artikel 4 wird folgerichtig durch nachstehende Nr. 3 ergänzt: 

„Soweit Mitgliedstaaten beim Inkrafttreten dieser Richtlinien bereits den 
in Artikel 2 letzter Absatz vorgesehenen weiteren Schritt zur Lösung des 
Problems des Benzinbleigehalts vor dem 1. Januar 1980 durch eine gesetz- 
lich vorgeschriebene über die Bestimmungen des Artikels 2 Nr. 1 bis 3 
hinausgehende Herabsetzung des Bleigehalts in Superbenzin vollzogen 
haben, bleibt eine solche nationale Regelung von den Bestimmungen dieser 
Richtlinie unberührt." 


Bonn, den 18. September 1974 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) 
Vorsitzender 


Dr. Gruhl Konrad 

Berichterstatter 
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